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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Umsetzung von Vorgaben der Richtlinie (EU) 
2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen (Neufassung) für Zulassungsverfahren 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, dem Wasserhaus-
haltsgesetz und dem Bundeswasserstraßengesetz

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 236. Sitzung am 24. Juni 2021 auf-

grund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit – Drucksache 19/30954 – den 

von der Bundesregierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von Vorgaben der Richtlinie (EU) 

2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 

(Neufassung) für Zulassungsverfahren nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz, dem Wasserhaushaltsgesetz und dem Bundes-

wasserstraßengesetz 

– Drucksache 19/27672 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 16.07.21 

Erster Durchgang: Drs. 25/21
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1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2. ‚ § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 werden nach Satz 1 die folgenden Sätze eingefügt: 

„Hat eine zu beteiligende Behörde bei einem Verfahren zur Genehmigung einer 

Anlage zur Nutzung erneuerbarer Energien innerhalb einer Frist von einem 

Monat keine Stellungnahme abgegeben, so ist davon auszugehen, dass die 

beteiligte Behörde sich nicht äußern will. Die zuständige Behörde hat die 

Entscheidung in diesem Fall auf Antrag auf der Grundlage der geltenden Sach- 

und Rechtslage zum Zeitpunkt des Ablaufs der Monatsfrist zu treffen.“ 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt: 

„(5a) Betrifft das Vorhaben eine Anlage, die in den Anwendungsbereich der 

Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 

Quellen (Neufassung) (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82) fällt, gilt ergänzend 

Folgendes: 

1. Auf Antrag des Trägers des Vorhabens wird das Genehmigungsverfahren 

sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, die für die Durchführung des 

Vorhabens nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind, über eine 

einheitliche Stelle abgewickelt. 

2. Die einheitliche Stelle nach Nummer 1 stellt ein Verfahrenshandbuch für 

Träger von Vorhaben bereit und macht diese Informationen auch im Internet 

zugänglich. Dabei geht sie gesondert auch auf kleinere Vorhaben und 

Vorhaben zur Eigenversorgung mit Elektrizität ein, soweit sich das 

Genehmigungserfordernis nach § 1 Absatz 2 der Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen darauf erstreckt. In den im Internet 

veröffentlichten Informationen weist die einheitliche Stelle auch darauf hin, 

für welche Vorhaben sie zuständig ist und welche weiteren einheitlichen 

Stellen im jeweiligen Land für Vorhaben nach Satz 1 zuständig sind. 

3. Die zuständige und die zu beteiligenden Behörden sollen die zur Prüfung des 

Antrags zusätzlich erforderlichen Unterlagen in einer einmaligen Mitteilung 

an den Antragsteller zusammenfassen. Nach Eingang der vollständigen 

Antragsunterlagen erstellt die Genehmigungsbehörde einen Zeitplan für das 

weitere Verfahren und teilt diesen Zeitplan in den Fällen der Nummer 1 der 

einheitlichen Stelle, andernfalls dem Antragsteller mit.“ ‘ 
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b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

3. ‚ Nach § 16a wird folgender § 16b eingefügt:

„§ 16b 

Repowering von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien 

(1) Wird eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien 

modernisiert (Repowering), müssen auf Antrag des Vorhabenträgers im Rahmen des 

Änderungsgenehmigungsverfahrens nur Anforderungen geprüft werden, soweit durch 

das Repowering im Verhältnis zum gegenwärtigen Zustand unter Berücksichtigung 

der auszutauschenden Anlage nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden und 

diese für die Prüfung nach § 6 erheblich sein können. 

(2) Die Modernisierung umfasst den vollständigen oder teilweisen Austausch 

von Anlagen oder Betriebssystemen und -geräten zum Austausch von Kapazität oder 

zur Steigerung der Effizienz oder der Kapazität der Anlage. Bei einem vollständigen 

Austausch der Anlage sind zusätzlich folgende Anforderungen einzuhalten: 

1. Die neue Anlage wird innerhalb von 24 Monaten nach dem Rückbau der 

Bestandsanlage errichtet und 

2. der Abstand zwischen der Bestandsanlage und der neuen Anlage beträgt 

höchstens das Zweifache der Gesamthöhe der neuen Anlage. 

(3) Die Genehmigung einer Windenergieanlage im Rahmen einer 

Modernisierung nach Absatz 2 darf nicht versagt werden, wenn nach der 

Modernisierung nicht alle Immissionsrichtwerte der technischen Anleitung zum 

Schutz gegen Lärm eingehalten werden, wenn aber 

1. der Immissionsbeitrag der Windenergieanlage nach der Modernisierung niedriger 

ist als der Immissionsbeitrag der durch sie ersetzten Windenergieanlagen und 

2. die Windenergieanlage dem Stand der Technik entspricht. 

(4) Der Umfang der artenschutzrechtlichen Prüfung wird durch das 

Änderungsgenehmigungsverfahren nach Absatz 1 nicht berührt. Die Auswirkungen 

der zu ersetzenden Bestandsanlage müssen bei der artenschutzrechtlichen Prüfung 

als Vorbelastung berücksichtigt werden. Bei der Festsetzung einer Kompensation 

aufgrund einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist die für die zu ersetzende 

Bestandsanlage bereits geleistete Kompensation abzuziehen. 

(5) Die Prüfung anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften, insbesondere des 

Raumordnungs-, Bauplanungs- und Bauordnungsrechts, und der Belange des 

Arbeitsschutzes nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bleibt unberührt. 

(6) Auf einen Erörterungstermin soll verzichtet werden, wenn nicht der 

Antragsteller diesen beantragt. 

(7) § 19 findet auf Genehmigungsverfahren im Sinne von Absatz 1 für das 

Repowering von bis zu 19 Windenergieanlagen Anwendung. § 2 Absatz 1 Satz 1 
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Nummer 1 Buchstabe c der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen bleibt 

unberührt. Im vereinfachten Verfahren ist die Genehmigung auf Antrag des Trägers 

des Vorhabens öffentlich bekannt zu machen. In diesem Fall gilt § 10 Absatz 8 Satz 2 

bis 6 entsprechend.“ ‘ 

c) In Nummer 4 wird dem Wortlaut der Nummer 3 folgender Satz vorangestellt: 

„Die zuständige und die zu beteiligenden Behörden sollen die zur Prüfung des Antrags 

zusätzlich erforderlichen Unterlagen in einer einmaligen Mitteilung an den Antragsteller 

zusammenfassen.“ 

2. In Artikel 2 Nummer 2 Absatz 5 werden die Sätze 2 bis 4 durch die folgenden Sätze 2 bis 7 

ersetzt: 

„Die zuständige Behörde kann die jeweilige Frist nach Satz 1 einmalig um bis zu 18 und 

längstens um 24 Monate verlängern, soweit die Prüfung von Anforderungen nach 

umweltrechtlichen Vorschriften, die der Umsetzung entsprechender Vorgaben der 

Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen Union dienen, insbesondere die Prüfung 

der Einhaltung der Bewirtschaftungsziele, mit einem erhöhten Zeitaufwand verbunden ist. Im 

Übrigen kann die zuständige Behörde die jeweilige Frist nach Satz 1 um bis zu ein Jahr 

verlängern, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen. Sie teilt die Fristverlängerung nach 

Satz 2 oder Satz 3 in den Fällen des Absatzes 2 der einheitlichen Stelle, andernfalls dem 

Träger des Vorhabens mit. Insgesamt beträgt die Höchstdauer der Fristverlängerung nach 

Satz 2 und Satz 3 18 und längstens 24 Monate. Die Frist nach Satz 1 beginnt mit Eingang der 

vollständigen Antragsunterlagen. Weitergehende bestehende Rechtsvorschriften der Länder, 

die kürzere Fristen vorsehen, bleiben unberührt.“ 

3. In Artikel 3 werden in dem Wortlaut nach den Wörtern „§§ 11a Absatz 4 und 5“ die Wörter 

„Satz 1 bis 6“ eingefügt.
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